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innovative Projekte zur Energiespeicherung und 
zu intelligenten Netzen.

Diesen Weg werden wir in den kommenden fünf 
Jahren fortsetzen und das Leitungsnetz auf allen 
Ebenen ausbauen. Die Förderung innovativer 
Speichertechnologien und intelligenter Netze 
werden wir weiter intensivieren. Um Energie 
für alle bezahlbar und die Strompreise stabil zu 
halten, wollen wir Überförderungen vermeiden. 
Auch das Vorhalten vor allem alter Kraftwerke 
als Reservekapazität dient diesem Ziel, denn 
es sorgt für die nötige Versorgungssicherheit. 
Deshalb unterstützen wir die Ziele der Bundes-
regierung, den Strommarkt neu zu regeln, um 
die notwendigen Investitionen in neue lexible 
Kraftwerke, Lastmanagement und den Bau 
neuer Energiespeicher wieder wirtschaftlich zu 
machen.

DEN KLIMASCHUTZ  
WEITER VORANBRINGEN
Dem Klimawandel muss vor allem durch eine 
Verringerung des CO

2
-Ausstoßes begegnet 

werden. Um dies zu erreichen, haben wir das 
Klimaschutzgesetz auf den Weg gebracht und 
unsere Klimaziele damit als zweites Bundesland 
überhaupt gesetzlich verankert. Darüber hinaus 

haben wir zahlreiche Pilotprojekte und Förder-
maßnahmen für den Klimaschutz initiiert – von 
der Energiesparberatung über die energetische 
Sanierung der Landesliegenschaften bis hin zum 
Moorschutz. Zusätzlich müssen alle Möglich-
keiten genutzt werden, stärker auf Bau- und 
Werkstofe zu setzen, die CO

2
 binden. Die Mittel 

für den Hochwasserschutz haben wir verdoppelt 
und beugen so schweren, durch den Klimawan-
del bedingten Hochwasserereignissen besser 
vor.

Wir setzen auch in Zukunft auf die ökologische 
Erneuerung und halten an unseren ehrgeizigen 
Zielen fest: Mit der SPD wird Baden-Württem-
berg seinen CO

2
-Ausstoß bis 2050 um 90 Prozent 

und den Energieverbrauch um 50 Prozent sen-
ken. Daneben werden wir uns für die stärkere 
Verwendung des CO

2
-bindenden Rohstofes Holz 

einsetzen.

UMWELT- UND NATURSCHUTZ  
STÄRKEN
Sauberes Wasser, eine vielfältige Natur und 
gesunder Boden sind Lebensgrundlage unserer 
und künftiger Generationen. Wir haben den 
Naturschutz im Land deutlich verbessert und 
die inanziellen Mittel dafür verdoppelt. Mit 

dem Nationalpark Schwarzwald haben wir den 
ersten Nationalpark in Baden-Württemberg 
überhaupt geschafen. Wir werden die nötigen 
personellen und inanziellen Mittel bereitstellen, 
um dadurch die Attraktivität des Schwarzwalds 
zu erhöhen und für regionale Wertschöpfung 
zu sorgen. Wir unterstützen auch weiterhin die 
Entwicklung des Nationalparks Schwarzwald. 
Im Südschwarzwald helfen wir mit, ein zweites 
Biosphärengebiet zu etablieren und bringen so 
Natur, Landschaft, Wirtschaft und Lebensquali-
tät weiter zusammen.

Wir setzen die von der SPD im Bund angestoße-
ne „Nationale Strategie für biologische Vielfalt“ 
im Land um. Deshalb wollen wir auch zukünf-
tig den staatlichen Naturschutz personell und 
inanziell besser ausstatten, damit die Aufgaben 
gut umgesetzt werden können.

Wir wollen die vorhandenen Schutzgebiete im 
Land weiterentwickeln, damit diese ihre Funkti-
on für Natur, Landschaft und Tourismus optimal 
erfüllen können. Zudem werden wir verstärkt 
Naturschutzzentren für eine gute Umweltbil-
dung nutzen und sie ausbauen. Wir sind stolz 
darauf, dass sich die Landschaftserhaltungs-
verbände so gut weiterentwickelt haben. Auch 
weiterhin wollen wir die biologische Vielfalt in 
der Landwirtschaft verbessern. Landschafts-
plegehöfe sind dafür ein gut geeignetes Instru-
ment, das wir ausbauen wollen. Das artenreiche 
Grünland muss erhalten bleiben. Mit einem 
Aktionsprogramm Biotopverbund wollen wir 
die ökologische Vielfalt auf den Äckern stär-
ken. Die Moorschutzstrategie werden wir aktiv 
umsetzen, denn Moorschutz ist zugleich Na-
tur- und Klimaschutz. Wichtig ist uns der Erhalt 
der Streuobstwiesen, der Weidelächen und der 
Steilhänge in den Rebanlagen. Hierfür werden 
wir Förderprogramme weiterentwickeln. Mittel-
fristig werden wir deutlich mehr Fließgewässer 
in einen naturnahen Zustand versetzen.

Seit 2010 haben wir die Mittel für den Hoch-
wasserschutz verdoppelt und viele Projekte 
vorangebracht. Insbesondere für die Damm-
sanierungen und die Fertigstellung der weite-
ren Projekte des Integrierten Rheinprogramms 
werden wir auch weiterhin alle notwendigen 
Mittel bereitstellen und Lösungen bevorzugen, 
die zu ökologischen Verbesserungen der Gewäs-
ser beitragen. Auch werden wir weiterhin die 
Altlastsanierung vorantreiben und den Grund-
wasserschutz verstärken.

Die Ressourcenschonung bei Baurohstofen ist 
vorbildlich und soll auf hohem Niveau erhalten 
bleiben. Zum zuverlässigen, umweltfreundlichen 
und kostengünstigen Bezug von Baustofen 
und zur Sicherung von Arbeitsplätzen ist der 
verbrauchsnahen und dezentralen Rohstofsi-
cherung und -gewinnung in allen Regionen des 
Landes hohes Gewicht beizumessen.

Unsere Wälder sollen nachhaltig und naturnah 
bewirtschaftet werden, sodass diese zugleich 
der Holzproduktion, dem Bodenschutz, der Erho-
lung, der Grund- und Trinkwasserbildung sowie 
dem Erhalt der ökologischen Vielfalt dienen 
können. Das Gesamtkonzept Waldnaturschutz 
wollen wir konsequent umsetzen und den Anteil 
der natürlichen Waldentwicklung deutlich 
erhöhen. Die staatliche Forstverwaltung werden 
wir ihren Aufgaben entsprechend durchgängig, 
modern und zukunftssicher aufstellen, damit in 
Zukunft die staatlichen Wälder ein öfentliches 
Gut bleiben. Am modernsten Jagdrecht in Euro-
pa halten wir fest.

Das unkonventionelle Fracking ist in seiner jetzi-
gen Form nicht ausgereift und kann daher nicht 
eingesetzt werden. Solange eine potentielle 
Gefährdung der Umwelt und des Grundwassers 
nicht ausgeschlossen werden kann, wird es mit 
der SPD auch weiterhin kein unkonventionelles 
Fracking in Baden-Württemberg geben.

AUF DIE SPD KOMMT ES AN!  
WIR WERDEN:

  Den Ausbau der erneuerbaren Energien, insbesondere der Wind und Solarenergie beschleunigen,

  Versorgungssicherheit gewährleisten, in dem wir das Leitungsnetz ausbauen, Speicher-

technologien voranbringen und alte Kraftwerke als Reserve vorhalten,

  dafür sorgen, dass Baden-Württemberg seinen CO
2
 -Ausstoß bis 2050 um 90 Prozent  

und seinen Energieverbrauch um 50 Prozent verringert,

  unkonventionelles Fracking in Baden-Württemberg verhindern.
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Eine naturverträgliche Landwirtschaft ist eine 
wichtige Voraussetzung für die biologische 
Vielfalt, den Schutz von Wasser, Boden und 
Klima und für unsere Gesundheit. Land- und 
Forstwirtschaft sind ein wesentlicher Faktor der 
Wirtschaft im ländlichen Raum. Sie erzeugen Le-
bensmittel, Bau- und Rohstofe und tragen zum 
Erhalt der Kulturlandschaft bei. Zudem leisten 
sie mit Biogas und Energieholz einen wichtigen 
Beitrag für den Klima- und Ressourcenschutz. 
Wir sichern die Zukunft der konventionellen 
und ökologischen Landwirtschaft – mit fairen 
Rahmenbedingungen und guten Förderpro-
grammen. Den ökologischen Landbau wollen wir 
weiterhin so fördern, dass er zunimmt. Nur so 
kann dieser die steigende Nachfrage auch aus 
heimischem Anbau bedienen. Durch Förderung 
regionaler und lokaler Vermarktung und ökolo-
gischen Landbaus bringen wir Verbraucherseite 
und Erzeuger enger zueinander. Weiter haben 
wir die Forschung und Beratung für den Bioland-
bau gestärkt und die Mittel für Landschaftsple-
ge und Vertragsnaturschutz mehr als verdoppelt.

Durch eine fachgerechte Beratung und eine 
professionelle Förderung wollen wir die gesamte 
Landwirtschaft im Land auch in Zukunft in dem 
sich weiter globalisierenden Markt begleiten. 
Bei allen Regulierungen – insbesondere bei der 

anstehenden Weiterentwicklung der Dünge-
verordnung – werden wir sowohl die wirtschaft-
lichen Bedürfnisse der Landwirtschaft als auch 
den Umweltschutz berücksichtigen. 

Die Haltungsbedingungen für unsere Nutz tiere 
wollen wir schrittweise weiter verbessern. Da-
bei müssen die Interessen der landwirtschaftli-
chen Betriebe durch hinreichende Fördermittel 
und Übergangsfristen berücksichtigt werden, 
um die heimische Produktion zu sichern. Den 
teilweise viel zu hohen bürokratischen Auf-
wand, der an manche Aulagen und Fördermit-
tel für die Landwirtschaft gekoppelt ist, wie 
beispielsweise bei der Weideprämie, wollen wir 
zurückdrängen.

AUF DIE SPD KOMMT ES AN!  
WIR WERDEN:

  Die Zukunft der konventionellen und  

ökologischen Landwirtschaft sichern –  

mit fairen Rahmenbedingungen und  

guten Förderprogrammen,

  den ökologischen Landbau so fördern, 

dass er zunimmt,

  lokale und regionale Vermarktungs-

strukturen stärken.

NATURVERTRÄGLICHE
LANDWIRTSCHAFT
STÄRKEN

„Mir liegt am Herzen, dass unseren Kindern die Wert-
schätzung unserer Natur bewusst gemacht wird, wie  
unsere Nahrungsmittel angebaut werden. Das sorgfältig 
mit unserer Natur umgegangen wird, nicht zu zerstören.“
Meinung aus dem Baden-Württemberg Dialog

Die SPD steht für starke Verbraucherrechte, 
Information und Transparenz. Wir wollen 
Verbraucherinnen und Verbraucher in die Lage 
versetzen, bewusste Kaufentscheidungen zu 
trefen und den Markt mit ihrem Konsumver-
halten mitzugestalten. Gute Verbraucherpolitik 
schützt die Verbraucherinnen und Verbraucher 
vor schädlichen oder nachteiligen Auswirkun-
gen von Konsumgütern und Dienstleistun-
gen und sorgt dafür, dass die Lebenschancen 
zukünftiger Generationen nicht gefährdet 
werden. Nötig ist daher der Erhalt und Ausbau 
einer gestaltenden und sozialen Verbraucher-
politik, die die Verbraucherseite stärkt und den 
Verbraucherinteressen angemessene Geltung 
verschaft. 

Damit Verbraucherinnen und Verbraucher 
selbstbestimmt e 9ntscheiden können, brau-
chen sie klare und verlässliche Informationen 
über Inhalt, Herkunft und Produktionsweise 
von Lebensmitteln.

KEINE ABSENKUNG VON STANDARDS
Unser Verbraucherschutz setzt hohe Standards, 
die sich bewährt haben. Für die SPD sind diese in 
Freihandelsabkommen nicht verhandelbar. Des-
halb haben wir uns im Bundesrat klar gegen jede 
Absenkung unserer hohen Umwelt-, Hygiene- 
und Verbraucherschutzstandards positioniert. 
Auch in den kommenden Jahren werden wir 
all unsere Gestaltungs- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten nutzen, damit unsere Standards 
nicht abgesenkt und in Zukunft weiter politisch 
gestaltet werden können.

GUTE BERATUNG UND  
VERBRAUCHERBILDUNG 
Im Umgang mit digitalen Medien, bei der ersten 
Wohnungssuche, im Bezug auf die eigenen 
Finanzen – alltägliche Lebensführung birgt für 
junge Menschen viele Herausforderungen, auf 
die Schule vorbereiten kann. Durch die Aufnah-
me der Verbraucherbildung als eine der Leit-
perspektiven des Bildungsplans 2016 werden 

VERLÄSSLICHER
VERBRAUCHERSCHUTZ

„Keine genveränderten Planzen zulassen.“
Meinung aus dem Baden-Württemberg Dialog
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Heranwachsende befähigt, ihren Alltag als Ver-
braucherinnen und Verbraucher selbstbestimmt 
und verantwortungsbewusst zu meistern. 

In unserer komplexen Konsumgesellschaft 
begleitet uns der Bedarf nach unabhängiger 
und verlässlicher Beratung ein ganzes Leben. Ob 
Lebensmittel, Versicherungen oder Bauinanzie-
rung – Verbraucherinnen und Verbraucher haben 
ein Recht auf Information und Schutz vor gesund-
heitlichem und wirtschaftlichem Schaden. Wir 
haben die Beratungsinfrastruktur für die Ver-
braucherinnen und Verbraucher in Baden-Würt-
temberg ausgebaut und die Fördermittel für die 
Verbraucherzentrale erhöht. Zudem haben wir die 
themenspeziischen Informations- und Bildungs-
angebote des Landes erweitert. Für die kommen-
de Legislaturperiode werden wir die Verbraucher-
zentrale in Baden-Württemberg inanziell stärken 
und Beratungsstrukturen weiter ausbauen.

UNTERSTÜTZUNG FÜR BEWUSSTE,  
GESUNDE ERNÄHRUNG
Wir unterstützen den Wunsch nach bewusster 
Ernährung im Alltag und geben Antworten auf 
der Höhe unserer Zeit. Ob in der Kita, der Ganz-
tagsschule, der Firmenkantine oder im Senioren-
heim: Unsere Ernährungsgewohnheiten verän-
dern sich. Wir essen immer öfter außer Haus, 
legen Wert auf individuelle Bedürfnisse und 
Ansprüche. Immer mehr Menschen achten auf 
die Herkunft der Lebensmittel, auf Inhaltsstofe, 
Tierschutz und fairen Handel. Deshalb setzen 
wir uns im Bund und in der EU für verbindliche 
Kriterien für vegane und vegetarische Produkte 
ein – damit Verbraucherinnen und Verbraucher 
solche Lebensmittel anhand klarer, verlässlicher 
Kennzeichnungen kaufen können. 

Eine bewusste, gesunde Ernährung muss für 
alle Menschen möglich sein – unabhängig von 
Ausbildung, Herkunft oder Geldbeutel. Wir 
verstehen das als ein Gebot sozialer Gerechtig-
keit und setzen bereits in Kitas und Schulen mit 
einer ausgewogenen Verplegung an. Erfolgrei-
che Programme wie Schulfrucht BW und BeKi 
(Bewusste Kinderernährung) wollen wir stärken, 
um Kinder und ihre Familien frühzeitig an einen 
bewussten Umgang mit Lebensmitteln her-
anzuführen. Um Verbesserungen in der Fläche 
zu bewirken, schlagen wir vor, gemeinsam mit 
Kommunen, Bildungseinrichtungen, Lehrkräften, 
Eltern und Unternehmen ein Leitbild für die Ver-
plegung in Kitas und Schulen zu erarbeiten.

KEINE GENTECHNIK  
IN BADEN-WÜRTTEMBERG
Die überwiegende Mehrheit der Menschen in 
Baden-Württemberg lehnt gentechnisch verän-
derte Lebensmittel völlig zu Recht ab. Sowohl 
die gesundheitlichen als auch die ökologischen 
Folgen sind mehr als ungewiss. Wir setzen uns 
konsequent dafür ein, den Anbau von ökologisch 
veränderten Organismen im Land zu verhindern, 
um Verbraucher und Umwelt vor den Risiken der 
Grünen Gentechnik zu schützen. Deshalb ist Ba-
den-Württemberg seit 2012 Mitglied im europä-
ischen Netzwerk gentechnikfreier Regionen. Mit 
dem Naturschutzgesetz haben wir den Anbau 
gentechnisch veränderter Planzen zusätzlich 
erschwert. Wir werden weiterhin alle Möglichkei-
ten nutzen, gentechnisch veränderte Organismen 
aus unserer Landwirtschaft und Umwelt fernzu-
halten. Zudem werden wir uns dafür einsetzen, 
dass das Klonen von Tieren zur Nahrungsmittel-
produktion in Deutschland verboten wird.

WIRKSAME LEBENS- UND  
FUTTERMITTELÜBERWACHUNG
Diverse Lebensmittelskandale in der Vergangen-
heit haben gezeigt: Um Lebensmittelbetrug zu 
bekämpfen, sind efektive staatliche Kontrollen 
unerlässlich. Deshalb haben wir die massiven 
personellen Deizite im Bereich der Lebens- und 
Futtermittelüberwachung abgebaut und die i-
nanzielle Ausstattung der landeseigenen Überwa-
chungsinstitute verbessert. Diesen Weg werden 
wir fortsetzen und Lebens- und Futtermittelüber-
wachung in den kommenden Jahren personell 
stärken. Die Überwachungsinstitute werden wir 
weiter modernisieren und Schritt für Schritt auf 
den neusten Stand der Technik bringen.

AUF DIE SPD KOMMT ES AN!  
WIR WERDEN:

  Alle Möglichkeiten nutzen, gentechnisch 

veränderte Organismen aus unserer Land-

wirtschaft und Umwelt fernzuhalten,

  die Verbraucherzentrale in Baden-Würt-

temberg inanziell stärken und Beratungs-

strukturen weiter ausbauen, 

  die Lebens- und Futtermittelüberwachung 

in den kommenden Jahren personell 

stärken,

  Absenkungen unserer hohen Umwelt-, 

Hygiene- und Verbraucherschutzstan-

dards verhindern.

SOLIDE FINANZEN

„Steuergerechtigkeit!“
Meinung aus dem Baden-Württemberg Dialog

Die Menschen im Land erwarten von uns eine 
solide Haushaltspolitik. Nils Schmid ist der 
erfolgreichste Finanzminister in der Geschich-
te unseres Landes. Viermal innerhalb einer 
Legislaturperiode hat er einen Haushalt ohne 
neue Schulden vorgelegt – und das obwohl die 
Vorgängerregierung ein strukturelles Deizit 
von 2,5 Milliarden Euro hinterlassen hatte. Der 
Erfolg unserer nachhaltigen Konsolidierungs-
politik zeigt sich auch darin, dass das Land 2015 
für seine Kreditwürdigkeit erneut die Bestnote 
„AAA“ erhalten hat. Wir haben gezeigt: Es sind 
die Roten, die für schwarze Zahlen stehen.

SOLIDE HAUSHALTSPOLITIK  
FORTSETZEN
Wir gestalten die soziale und wirtschaftliche 
Modernisierung des Landes mit einer soliden 
Finanzpolitik ohne Neuverschuldung. Mit uns 
werden die Rechnungen von heute nicht zu-

lasten zukünftiger Generationen auf morgen 
verschoben, denn hohe Schulden und Zinszah-
lungen schränken die Handlungsfähigkeit des 
Staates ein. Gleichzeitig steht unser Weg der 
Konsolidierung nicht im Widerspruch zu zentra-
len Zukunftsinvestitionen: Wir investieren mas-
siv in Bildung und bauen den Sanierungs- und 
Investitionsstau bei Landesstraßen, Hochschul-
bauten und Kliniken Schritt für Schritt ab. Damit 
mehr Geld in unserem starken Land bleibt, ha-
ben wir uns für eine Reform der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen eingesetzt und eine Einigung 
erzielt, mit der Baden-Württemberg künftig um 
fast eine Milliarde Euro deutlich entlastet wird.

Wir werden unsere solide Finanzpolitik fortset-
zen und die Haushaltskonsolidierung weiter 
vorantreiben. Im Jahr 2019 werden wir beginnen 
Schulden abzubauen. Dafür müssen wir auch 
weiterhin alle Bereiche des Landeshaushaltes 


